
Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Federación de Servicios Públicos de la UGT (UGT-FSP) 

Beklagte: Ayuntamiento de La Línea de la Concepción, María del 
Rosario Vecino Uribe, Ministerio Fiscal 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Juzgado de lo Social Único de 
Algeciras — Auslegung von Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 
2001/23/EG des Rates vom 12. März 2001 zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Wahrung 
von Ansprüchen der Arbeitnehmer beim Übergang von Unter­
nehmen, Betrieben oder Unternehmens- oder Betriebsteilen — 
Verpflichtung, Rechtsstellung und Funktion der Arbeitnehmer­
vertreter des Betriebs oder Betriebsteils aufrechtzuerhalten, der 
nach dem Übergang seine Selbständigkeit bewahrt hat — Begriff 
der Selbständigkeit 

Tenor 

Eine übertragene wirtschaftliche Einheit behält ihre Selbständigkeit im 
Sinne von Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 2001/23/EG des Rates vom 
12. März 2001 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied­
staaten über die Wahrung von Ansprüchen der Arbeitnehmer beim 
Übergang von Unternehmen, Betrieben oder Unternehmens- oder Be­
triebsteilen, wenn die Befugnisse, die innerhalb der Organisationsstruk­
turen des Veräußerers den für diese Einheit Verantwortlichen gewährt 
worden sind — nämlich die Befugnis, die Arbeit innerhalb der ge­
nannten Einheit bei der Verfolgung der wirtschaftlichen Tätigkeit, die 
ihr eigen ist, relativ frei und unabhängig zu organisieren, und ins­
besondere die Befugnisse, Weisungen und Instruktionen zu erteilen, 
Aufgaben auf die untergeordneten Arbeitnehmer, die zu der fraglichen 
Einheit gehören, zu verteilen und über die Verwendung der materiellen 
Ressourcen, die ihr zur Verfügung stehen, zu entscheiden, und zwar 
ohne unmittelbares Eingreifen anderer Organisationsstrukturen des In­
habers —, innerhalb der Organisationsstrukturen des Erwerbers im 
Wesentlichen unverändert bleiben. 

Der bloße Austausch der obersten Dienstvorgesetzten kann als solcher 
der Selbständigkeit der übertragenen Einheit keinen Abbruch tun, es sei 
denn, die neuen obersten Dienstvorgesetzten verfügen über Befugnisse, 
die es ihnen ermöglichen, unmittelbar die Tätigkeit der Arbeitnehmer 
dieser Einheit zu organisieren und somit bei der Entscheidungsfindung 
innerhalb dieser Einheit an die Stelle der unmittelbaren Vorgesetzten 
dieser Arbeitnehmer zu treten. 

( 1 ) ABl. C 167 vom 18.7.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 29. Juli 
2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Naczelny Sąd 
Administracyjny — Republik Polen) — Dyrektor Izby 
Skarbowej w Białymstoku/Profaktor Kulesza, Frankowski, 
Jóźwiak, Orłowski spółka jawna w Białymstoku, vormals 
Profaktor Kulesza, Frankowski, Trzaska spółka jawna w 

Białymstoku 

(Rechtssache C-188/09) ( 1 ) 

(Vorabentscheidungsersuchen — Mehrwertsteuer — Recht auf 
Vorsteuerabzug — Kürzung des abzugsfähigen Betrags bei 
Verletzung der Pflicht zur Verwendung einer Registrierkasse) 

(2010/C 246/11) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Vorlegendes Gericht 

Naczelny Sąd Administracyjny 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Dyrektor Izby Skarbowej w Białymstoku 

Beklagte: Profaktor Kulesza, Frankowski, Jóźwiak, Orłowski 
spółka jawna w Białymstoku, vormals Profaktor Kulesza, Frank­
owski, Trzaska spółka jawna w Białymstoku 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Naczelny Sąd Administracyjny 
— Auslegung von Art. 2 Abs. 1 und 2 der Ersten Richtlinie 
67/227/EWG des Rates vom 11. April 1967 zur Harmonisie­
rung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Um­
satzsteuer (ABl. 1967, Nr. 71, S. 1301) in Verbindung mit den 
Art. 2, 10 Abs. 1 und 2, 17 Abs. 1 und 2, 27 Abs. 1 und 33 
Abs. 1 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. 
Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mit­
gliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwert­
steuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage 
(ABl. L 145, S. 1) — Vereinbarkeit einer nationalen Regelung, 
die die Verwendung einer Registrierkasse für Verkäufe durch 
Mehrwertsteuerpflichtige an nicht Mehrwertsteuerpflichtige vor­
schreibt und einen Verstoß gegen diese Verpflichtung mit dem 
Verlust des Abzugsrechts für 30 % der Vorsteuer sanktioniert, 
mit den genannten Bestimmungen 

Tenor 

1. Das gemeinsame Mehrwertsteuersystem, wie es in den Art. 2 Abs. 
1 und 2 der Ersten Richtlinie 67/227/EWG des Rates vom 11. 
April 1967 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mit­
gliedstaaten über die Umsatzsteuer und den Art. 2, 10 Abs. 1 
und 2 sowie 17 Abs. 1 und 2 der Sechsten Richtlinie
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77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisie­
rung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatz­
steuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuer­
pflichtige Bemessungsgrundlage in der durch die Richtlinie 
2004/7/EG des Rates vom 20. Januar 2004 geänderten Fassung 
definiert wurde, steht dem nicht entgegen, dass ein Mitgliedstaat 
vorübergehend das Recht auf Vorsteuerabzug von Steuerpflichtigen 
einschränkt, die bei der Aufzeichnung ihrer Verkäufe eine Form­
vorschrift verletzt haben, sofern die so vorgesehene Sanktion dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entspricht. 

2. Bestimmungen wie Art. 111 Abs. 1 und 2 des Gesetzes vom 11. 
März 2004 über die Steuer auf Waren und Dienstleistungen 
(ustawa o podatku od towarów i usług) sind keine „abweichenden 
Sondermaßnahmen“ zur Verhinderung von Steuerhinterziehungen 
und -umgehungen im Sinne von Art. 27 Abs. 1 der Sechsten 
Richtlinie 77/388 in der durch die Richtlinie 2004/7 geänderten 
Fassung. 

3. Art. 33 der Sechsten Richtlinie 77/388 in der durch die Richt­
linie 2004/7 geänderten Fassung steht der Beibehaltung von 
Bestimmungen wie Art. 111 Abs. 1 und 2 des Gesetzes vom 
11. März 2004 über die Steuer auf Waren und Dienstleistungen 
nicht entgegen. 

( 1 ) ABl. C 193 vom 15.8.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 29. Juli 2010 
— Europäische Kommission/Republik Österreich 

(Rechtssache C-189/09) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie 
2006/24/EG — Schutz des Privatlebens — Vorratsspeiche­
rung von Daten, die bei der Bereitstellung elektronischer Kom­
munikationsdienste erzeugt oder verarbeitet werden — 

Nichtumsetzung innerhalb der vorgeschriebenen Frist) 

(2010/C 246/12) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: L. 
Balta und B. Schöfer) 

Beklagte: Republik Österreich (Prozessbevollmächtigter: E. Riedl) 

Streithelfer zur Unterstützung der Klägerin: Rat der Europäischen 
Union 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Nicht fristgerechter 
Erlass oder nicht fristgerechte Mitteilung der Vorschriften, die 
erforderlich sind, um der Richtlinie 2006/24/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 über die 
Vorratsspeicherung von Daten, die bei der Bereitstellung öffent­
lich zugänglicher elektronischer Kommunikationsdienste oder 
öffentlicher Kommunikationsnetze erzeugt oder verarbeitet wer­
den, und zur Änderung der Richtlinie 2002/58/EG (ABl. L 105, 
S. 54) nachzukommen 

Tenor 

1. Die Republik Österreich hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen 
aus der Richtlinie 2006/24/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 15. März 2006 über die Vorratsspeicherung von 
Daten, die bei der Bereitstellung öffentlich zugänglicher elektro­
nischer Kommunikationsdienste oder öffentlicher Kommunikations­
netze erzeugt oder verarbeitet werden, und zur Änderung der 
Richtlinie 2002/58/EG verstoßen, dass sie die Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie 
nachzukommen, nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist erlassen 
hat. 

2. Die Republik Österreich trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 180 vom 1.8.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 29. Juli 2010 
— Anheuser-Busch Inc./Harmonisierungsamt für den 
Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle), Budějovický 

Budvar, národní podnik 

(Rechtssache C-214/09 P) ( 1 ) 

(Rechtsmittel — Gemeinschaftsmarke — Verordnung (EG) 
Nr. 40/94 — Anmeldung der Wortmarke BUDWEISER — 
Widerspruch — Art. 8 Abs. 1 Buchst. a und b der Verord­
nung — Ältere internationale Wort und Bildmarken BUD­
WEISER und Budweiser Budvar — Ernsthafte Benutzung 
der älteren Marke — Art. 43 Abs. 2 und 3 der Verordnung 
— „Rechtzeitiges“ Vorbringen von Beweismitteln — Verlän­
gerungsurkunde der älteren Marke — Art. 74 Abs. 2 der 

Verordnung Nr. 40/94) 

(2010/C 246/13) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Anheuser-Busch Inc. (Prozessbevollmäch­
tigte: Rechtsanwälte V. von Bomhard und B. Goebel)
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